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Armut zu beseitigen, und namentlich die Verpflichtung, bis
zum Jahr 2015 den Anteil der Weltbevölkerung, dessen Ein-
kommen weniger als einen US-Dollar pro Tag beträgt, und den
Anteil der Menschen, die Hunger leiden, zu halbieren;

7. bekräftigt außerdem die auf dem Weltgipfel 2005
eingegangene Verpflichtung auf die Beseitigung der Armut
und die Förderung eines dauerhaften Wirtschaftswachstums,
einer nachhaltigen Entwicklung und weltweiten Wohlstands
für alle, einschließlich Frauen und Mädchen230;

8. bekräftigt ferner die ausschlaggebende Rolle der
schulischen und der außerschulischen Bildung bei der Errei-
chung des Ziels der Armutsbeseitigung und der anderen Ent-
wicklungsziele, wie in der Millenniums-Erklärung vorgese-
hen, insbesondere der Grundbildung und -ausbildung zur Be-
seitigung des Analphabetentums, sowie die Bemühungen um
eine erweiterte Sekundar- und Hochschulbildung sowie Be-
rufs- und Fachausbildung, insbesondere für Mädchen und
Frauen, die Erschließung von Humanressourcen und Infra-
strukturkapazitäten und die Stärkung der Selbsthilfekraft der
in Armut lebenden Menschen, bekräftigt in diesem Zusam-
menhang den auf dem Weltbildungsforum im Jahr 2000 ver-
abschiedeten Rahmenaktionsplan von Dakar231 und erkennt an,
wie wichtig die Strategie der Organisation der Vereinten Na-
tionen für Erziehung, Wissenschaft und Kultur zur Bekämp-
fung der Armut, insbesondere der extremen Armut, bei der Un-
terstützung der „Bildung für alle“-Programme als Instrument
zur Erreichung des Millenniums-Entwicklungsziels der allge-
meinen Grundschulbildung bis 2015 ist; 

9. bittet die Hohe Kommissarin der Vereinten Nationen
für Menschenrechte, der Frage des Zusammenhangs zwischen
der extremen Armut und den Menschenrechten weiterhin hohe
Priorität einzuräumen, und bittet sie außerdem, die Tätigkeit
auf diesem Gebiet fortzusetzen;

10. fordert die Staaten, die Organe der Vereinten Natio-
nen, insbesondere das Amt des Hohen Kommissars der Ver-
einten Nationen für Menschenrechte und das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen, die zwischenstaatlichen
Organisationen und die nichtstaatlichen Organisationen auf,
dem Zusammenhang zwischen den Menschenrechten und der
extremen Armut weiterhin gebührende Aufmerksamkeit zu
widmen, und ermutigt den Privatsektor und die internationalen
Finanzinstitutionen, dies ebenfalls zu tun;

11. begrüßt die Anstrengungen, die die Einrichtungen
des Systems der Vereinten Nationen unternehmen, um die
Millenniums-Erklärung und die darin enthaltenen internatio-
nal vereinbarten Entwicklungsziele in ihre Arbeit zu integrie-
ren;

12. nimmt Kenntnis von den der Menschenrechtskom-
mission auf ihrer einundsechzigsten und zweiundsechzigsten

Tagung und dem Menschenrechtsrat auf seiner zweiten Ta-
gung vorgelegten Berichten des unabhängigen Experten für
die Frage der Menschenrechte und der extremen Armut232; 

13. beschließt, diese Frage auf ihrer dreiundsechzigsten
Tagung unter dem Unterpunkt „Menschenrechtsfragen, ein-
schließlich anderer Ansätze zur besseren Gewährleistung der
effektiven Ausübung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten“ weiter zu behandeln.

RESOLUTION 61/158

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)233.

61/158. Subregionales Zentrum für Menschenrechte und
Demokratie in Zentralafrika

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 55/105 vom 4. Dezem-
ber 2000 über regionale Abmachungen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolutionen 55/34 B vom
20. November 2000 und 55/233 vom 23. Dezember 2000, Ab-
schnitt III ihrer Resolution 55/234 vom 23. Dezember 2000
und ihre Resolutionen 58/176 vom 22. Dezember 2003, 59/183
vom 20. Dezember 2004 und 60/151 vom 16. Dezember 2005
über das Subregionale Zentrum für Menschenrechte und De-
mokratie in Zentralafrika, 

ferner unter Hinweis darauf, dass die Weltkonferenz über
Menschenrechte empfohlen hat, dass für den Ausbau regiona-
ler Abmachungen zur Förderung und zum Schutz der Men-
schenrechte im Rahmen des Programms für technische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte des Amtes
des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte mehr Ressourcen bereitgestellt werden sollten234,

unter Hinweis auf den Bericht der Hohen Kommissarin235, 

Kenntnis nehmend von der Abhaltung der dreiundzwan-
zigsten und vierundzwanzigsten Ministertagung des Ständi-
gen beratenden Ausschusses der Vereinten Nationen für Si-
cherheitsfragen in Zentralafrika vom 29. August bis 2. Sep-

230 Siehe Resolution 60/1.
231 Siehe United Nations Educational, Scientific and Cultural Organi-
zation, Final Report of the World Education Forum, Dakar, Senegal,
26–28 April 2000 (Paris 2000).

232 E/CN.4/2005/49 und E/CN.4/2006/43 und Add.1. 
233 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Äquatorialguinea,
Äthiopien, Belarus, Belgien, Benin, Botsuana, Burkina Faso, Burundi,
Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Deutschland,
Dschibuti, Eritrea, Frankreich, Gabun, Gambia, Ghana, Guinea, Indien,
Kamerun, Kap Verde, Kenia, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, Li-
beria, Madagaskar, Mali, Marokko, Nicaragua, Nigeria, Portugal, Ruan-
da, São Tomé und Príncipe, Sierra Leone, Spanien, Sri Lanka, Südafrika,
Togo, Tschad, Tunesien, Uganda, Vereinigte Republik Tansania und
Zentralafrikanische Republik. 
234 Siehe A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
235 Official Records of the General Assembly, Fifty-sixth Session, Supple-
ment No. 36, Addendum (A/56/36/Add.1).



V.  Resolutionen auf Grund der Berichte des Dritten Ausschusses

388

tember 2006 in Brazzaville beziehungsweise vom 25. bis
29. September 2006 in Kigali,

sowie Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalse-
kretärs236, 

das Ergebnis des Weltgipfels 2005237 begrüßend, insbeson-
dere den darin bekräftigten Beschluss, den ordentlichen Haus-
halt des Amtes des Hohen Kommissars in den kommenden
fünf Jahren zu verdoppeln,

1. begrüßt die Tätigkeit des Subregionalen Zentrums
für Menschenrechte und Demokratie in Zentralafrika in Jaun-
de;

2. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von der Unterstüt-
zung, die das Gastland bei der Einrichtung des Zentrums ge-
währt hat;

3. ersucht den Generalsekretär und die Hohe Kommis-
sarin der Vereinten Nationen für Menschenrechte, innerhalb
des Amtes des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte zusätzliche finanzielle und personelle Res-
sourcen bereitzustellen, damit das Zentrum dem wachsenden
Bedarf im Hinblick auf die Förderung und den Schutz der
Menschenrechte und den Aufbau einer Kultur der Demokratie
und der Rechtsstaatlichkeit in der zentralafrikanischen Subre-
gion in positiver und wirksamer Weise entsprechen kann;

4. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung dieser Resolution vorzulegen.

RESOLUTION 61/159

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 118 Stimmen bei 7 Gegenstimmen und 55 Enthal-
tungen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)238:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Algerien, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Bahamas, Bahrain, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botsuana, Brunei Da-
russalam, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Demo-
kratische Republik Kongo, Demokratische Volksrepublik Korea, Dominica, Do-
minikanische Republik, Dschibuti, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Fidschi, Gabun,
Gambia, Ghana, Grenada, Guatemala, Guinea, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irak, Iran (Islamische Republik), Jemen, Jordani-
en, Kambodscha, Kamerun, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien,

Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Leso-
tho, Libanon, Liberia, Libysch-Arabische Dschamahirija, Madagaskar, Malawi,
Malaysia, Malediven, Mali, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mosambik,
Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Oman, Pakistan,
Paraguay, Peru, Philippinen, Ruanda, Russische Föderation, Salomonen, Sam-
bia, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Senegal, Sierra Leone, Simbabwe,
Somalia, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan,
Suriname, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Ti-
mor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tunesien, Uruguay, Usbekistan, Vene-
zuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Vietnam.

Dagegen: Australien, Israel, Japan, Kanada, Marshallinseln, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Vereinigte Staaten von Amerika.

Enthaltungen: Albanien, Andorra, Belgien, Bosnien und Herzegowina, Bra-
silien, Bulgarien, Dänemark, Deutschland, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, Estland, Finnland, Frankreich, Georgien, Griechenland, Irland, Is-
land, Italien, Kroatien, Lettland, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malta, Mol-
dau, Monaco, Montenegro, Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Österreich,
Panama, Papua-Neuguinea, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Sa-
moa, San Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Singapur, Slowakei, Slowenien,
Spanien, Tschechische Republik, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Va-
nuatu, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und
Nordirland, Zypern.

61/159. Personalstruktur des Amtes des Hohen Kommis-
sars der Vereinten Nationen für Menschenrechte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf Ziffer 5 g) ihrer Resolution 60/251 vom
15. März 2006, in der sie beschloss, dass der Menschenrechts-
rat die Rolle und die Verantwortlichkeiten der Menschen-
rechtskommission in Bezug auf die von der Generalversamm-
lung in ihrer Resolution 48/141 vom 20. Dezember 1993 fest-
gelegten Aufgaben des Amtes des Hohen Kommissars der
Vereinten Nationen für Menschenrechte übernehmen soll,

Kenntnis nehmend von allen Resolutionen der Generalver-
sammlung und der Menschenrechtskommission zu dieser Fra-
ge,

sowie Kenntnis nehmend von den einschlägigen Berichten
der Hohen Kommissarin der Vereinten Nationen für Men-
schenrechte239 und der Gemeinsamen Inspektionsgruppe240,

eingedenk dessen, dass die Unausgewogenheit der gegen-
wärtigen Personalstruktur des Amtes des Hohen Kommissars
die Wirksamkeit seiner Arbeit mindern könnte, wenn die
Struktur als kulturell voreingenommen und nicht repräsentativ
für die gesamten Vereinten Nationen empfunden wird,

es bedauernd, dass die Anstrengungen zur Behebung der
geografischen Unausgewogenheit der Personalstruktur bis-
lang keine merklichen Verbesserungen bewirkt haben, und
feststellend, dass die Regionalgruppen der afrikanischen, asia-
tischen, osteuropäischen sowie der lateinamerikanischen und
karibischen Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen im Amt
des Hohen Kommissars personell schwach vertreten sind,

236 A/61/352.
237 Siehe Resolution 60/1. 
238 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Ägypten, Algerien, Angola, Aserbaidschan,
Äthiopien, Bangladesch, Belarus, Benin, Bhutan, Botsuana, Burkina Fa-
so, China, Côte d’Ivoire, Demokratische Republik Kongo, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Ecuador, El Salvador, Eritrea, Gabun, Ghana,
Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Jemen, Kenia, Kongo,
Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Libanon, Libe-
ria, Libysch-Arabische Dschamahirija, Malaysia, Mauretanien, Myan-
mar, Namibia, Nepal, Nigeria, Pakistan, Russische Föderation, Sambia,
Saudi-Arabien, Simbabwe, Südafrika, Sudan, Swasiland, Syrische Ara-
bische Republik, Togo, Tunesien, Venezuela (Bolivarische Republik),
Vietnam und Zentralafrikanische Republik. 

239 E/CN.4/2006/103.
240 JIU/REP/2006/3.




